
Mit Erstaunen mussten die bei-
hilfeberechtigten Mitarbeiter
der Landesverwaltung in ihrer
aktuellen Gehaltsmitteilung le-
sen, dass es aufgrund der Ein-
führung der KDP und einer ein-
hergehenden Systemumstel-
lung zu Rückständen bei der Be-
arbeitung der aktuellen Beihil-
feanträge kommt. Es würden
daher zurzeit nur Abschlagszah-
lungen bei Aufwendungen über
5 000 Euro (!) getätigt. Die An-
träge ab 3. Januar 2011 könn-
ten aus oben genannten Grün-
den zur Zeit nicht bearbeitet
werden.

Was soll diese Mitteilung den
Kollegen/-innen nun sagen?
Was macht man, wenn man
Rechnungen in Höhe von 4 999
Euro hat? Soll der durch die KDP
bereits gebeutelte Mitarbeiter
sich über diese Nachricht auch
noch freuen? Sicher nicht. Und
das kann auch keiner erwarten.
Denn wenn man auch noch 
gegen die Gewerkschaften 
und die Mitarbeiter eine solche 
„Gehaltskürzung“ wie die KDP
durchsetzt, muss man auch für
die reibungslose Umsetzung
Sorge tragen. Was hier passiert
ist, ist schlichtweg eine Frech-
heit. Diese Botschaft scheint 

jedoch auch beim zuständigen

Ministerium für Finanzen an-

gekommen zu sein und siehe

da, es folgte eine prompte Re-

aktion (Pressemitteilung vom

28. Januar 2011 – 15:30 Uhr –

http://www.saarland.de/12718

_75394.htm). Ab Kalenderwo-

che 5 soll die reguläre Bearbei-

tung aller Anträge wieder auf-

genommen werden. 

Interessant ist die Reaktion 

einer Gewerkschaft, die sich

scheinbar zum Medienorgan

berufen fühlt und den Eindruck,

im Sinne von „Wir kümmern

uns“ vermitteln will, dass nur
durch ihre Intervention die Pro-
bleme bei der Beihilfestelle ge-
löst worden sind. Daher wird
dann am 31. Januar 2011 um
12:37 Uhr (!) in einer Flut von
Faxmitteilungen verkündet, dass
man die Sache geklärt habe. 
Naja, wenn man ehrlich ist, war
doch schon erledigt. Dessen un-
geachtet sollten künftig schlech-
te Nachrichten nicht vorschnell
per Mitteilung (Kosten?) ver-
sandt werden, wenn man dann
ein paar Tage später zurück ru-
dert. Denn viele Kollegen/-innen
haben sich wohl gefragt, ob sie

einen vorgezogenen Aprilscherz
erhalten haben. Das ist ganz
schlechte Werbung für das so-
wieso schon schlechte Beihilfe-
niveau (im Ländervergleich) im
Saarland. Nach der KDP sollte
man wenigstens seine Beihilfe
innerhalb einer angemessenen
Zeit erhalten. In der Polizei ver-
dienen die wenigsten 5 000 Euro
im Monat. 

PS: Auch wir danken den Mitar-
beitern der Beihilfestelle und
hoffen, dass mit steigenden Be-
arbeitungszahlen vielleicht auch
eine Steigerung der Zahl der
Mitarbeiter möglich ist. �
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Problem Beihilfe
Zur aktuellen Situation nach der 
Einführung der Kostendämpfungs-
pauschale (KDP) – Reaktionen

Eine faire Bezahlung und klare
Perspektiven für den öffent-
lichen Dienst der Länder hat 
der 1. Vorsitzende der dbb tarif-
union und dbb Verhandlungsfüh-
rer Frank Stöhr nach dem Start
der Tarifverhandlungen für die
Landesbeschäftigten am 4. Fe-
bruar 2011 in Berlin angemahnt.
„Das bleibt unser Ziel, und das
haben wir heute deutlich ge-
macht“, sagte Stöhr nach dem
Ende der ersten Verhandlungs-
runde. „In der nächsten Runde
muss jetzt ein Angebot der Ar-
beitgeber auf den Tisch, um kon-
struktiv verhandeln zu können.
Der öffentliche Dienst darf nicht
länger von der Einkommensent-
wicklung in der Wirtschaft abge-
koppelt werden. Das demoti-
viert die Beschäftigten und
macht die Arbeit unattraktiv.
Der öffentliche Dienst verlöre
dadurch an Leistungsfähigkeit.
Das ginge zu Lasten der Bürger.

Es kann auch nicht im Interesse
der Länder liegen, die künftig
mehr denn je auf die Gewinnung
von gut qualifiziertem Personal
angewiesen sein werden“, sagte
Stöhr. „Ginge es nach der Politik
und ihrem ständigen Verweis
auf leere Kassen, dürften wir in
den nächsten zehn Jahren keine
Forderung mehr stellen“, so der
dbb Verhandlungsführer. „Ange-
sichts der anziehenden Konjunk-
tur und der Tatsache, dass Politi-
ker zu höheren Lohnabschlüssen
in der Wirtschaft ermutigen,

kann es nicht angehen, den öf-
fentlichen Dienst weiter auf Ver-
schleiß zu fahren. Wir wollen
nichts weiter als eine angemes-
sene Beteiligung der Beschäftig-
ten am Wirtschaftsaufschwung
und eine zukunftsorientierte
Personalpolitik.“ Dem trage die
gewerkschaftliche Forderung
nach 50 Euro Sockelbetrag und
einer Anhebung der Tabellen-
entgelte um drei Prozent bei 
einer 14-monatigen Laufzeit
Rechnung, so Stöhr. Der mate-
rielle Gehalt der Tarifeinigung
müsse zeit- und inhaltsgleich
auf den Beamtenbereich über-
tragen werden. Die Tarifver-
handlungen mit der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder
(TdL) werden am 24. Februar
2011 in Potsdam fortgesetzt. �

> Frank Stöhr

Einkommensrunde für Landesbeschäftigte hat begonnen

Stöhr: jetzt konstruktiv verhandeln



Der Widerstand gegen Riesen-
Lkw-Testfahrten unter der Regie
des Bundesverkehrsministeri-
ums wächst: Die Deutsche Poli-
zeigewerkschaft (DPolG), der
ACE Auto Club Europa und die
Allianz pro Schiene warnten am
25. Januar in Berlin davor, diese
neue Dimension im Straßenver-
kehr auf die Autofahrer loszu-
lassen. 

„Die Verkehrssicherheit muss
Vorrang vor dem Profitstreben
einzelner Spediteure haben“,
sagte DPolG-Bundesvorsitzen-
der Rainer Wendt auf einer
Pressekonferenz von DPolG,
ACE und Allianz pro Schiene in
Berlin. Polizei und Autofahrer
seien durch längere Lastwagen
überfordert, ein Ansteigen der
Unfallzahlen sei vorprogram-
miert. Auch Wolfgang Rose,
Vorsitzender des ACE, kritisierte
die für Anfang 2011 geplanten
Testfahrten durch bereitwillige
Bundesländer. „Schon jetzt ist
an jedem fünften tödlichen Un-
fall ein Lkw beteiligt. Autofah-
rer haben Angst vor Monster-
trucks auf unseren Autobah-
nen.“ Nach Ansicht der Allianz
pro Schiene führt der Riesen-
Lkw lediglich zu noch mehr
Lkw-Verkehr auf den Straßen.
„Dass längere Lastwagen die
Autobahnen entlasten, ist eine

verkehrspolitische Mär“, sagte
der Geschäftsführer der Allianz
pro Schiene, Dirk Flege. „Alle 
seriösen Studien belegen das
Gegenteil.“

Die DPolG befürchtet durch den
Einsatz von Gigalinern eine
neue Dimension im Straßenver-
kehr, die andere Verkehrsteil-
nehmer überfordert. Rainer
Wendt: „Das entscheidende
Problem ist, dass jeder Ver-
kehrsteilnehmer beim ‚Verhal-
ten’ gegenüber Gigalinern sich
selbst überlassen ist. Es gibt
keine besondere Kennzeich-
nung, Absicherung oder polizei-
liche Begleitung. Kontrollen
durch die Polizei sind nur sehr
begrenzt möglich.“ Geeignete
Kontrollorte fehlten, ebenso
technische Kontrollmöglichkei-
ten für die Abmessungen oder
zugelassene Waagen für das
Gewicht. 

„Weil die personelle Lage bei
der Polizei ohnehin schon ange-
spannt ist, können wir die not-
wendige permanente Überwa-
chung der Riesen-Lkw und der
für die Tests vereinbarten Rou-
ten nicht gewährleisten“, sagte
Wendt. Als weiteres Problem
sieht die DPolG die besondere
Fahrerqualifikation, die zur Len-
kung solcher Ausnahmefahr-

zeuge erforderlich ist. Wendt:
„Diese Qualifikation ist unzurei-
chend geklärt. Es ist zu befürch-
ten, dass Speditionen aufgrund
ökonomischen Drucks die Aus-
bildung ihrer Fahrer vernachläs-
sigen auf Kosten der Sicher-
heit.“

Der ACE wies darauf hin, dass
der Straßenverkehr durch Rie-
sen-Lkw noch gefährlicher wer-
de. „Um das zu sehen, brauche
ich keinen Testversuch. Es reicht
der gesunde Menschenver-
stand“, sagte ACE-Chef Rose. Je-
des Überholen eines überlan-
gen Lastwagens koste zusätzli-
che Sekunden, die über Leben
und Tod entscheiden können.
Dass die Befürworter der Rie-
sen-Lkw damit argumentieren,
dass die 25 Meter langen Last-
wagen nur auf Autobahnen
fahren dürften, ließ Rose nicht
gelten. Bereits unter Laborbe-
dingungen müssten Gigaliner
lange Strecken zurücklegen, um
auf die Autobahn zu gelangen.
„Wenn Riesen-Lkw erst einmal
zugelassen sind, sind sowieso
alle Schwüre vergessen.“

Die Allianz pro Schiene kritisier-
te den verkehrspolitischen
Widersinn der Testversuche.
„Statt den Güterverkehr auf die
Schiene zu verlagern, um die

Straßen für Autofahrer siche-

rer zu machen, strebt das Ver-

kehrsministerium das glatte

Gegenteil an“, sagte der Allianz

pro Schiene-Geschäftsführer.

Mit dem Riesen-Lkw werde

Verkehr von der Schiene und

dem Binnenschiff auf die Stra-

ße verlagert. Durch geminder-

te Transportkosten würden

Unternehmen ermutigt, ihre

Lagerhaltung auf die Straße 

zu verlegen. „Mit beiden Effek-

ten wird zusätzlicher Straßen-

güterverkehr erzeugt und bei-

de Effekte sind von der Lkw-

Lobby auch genauso gewollt“,

sagte Flege. „Was auf der Stre-

cke bleibt, ist die Verkehrssi-

cherheit.“ 

Die Konferenz der Länderver-

kehrsminister hatte im Okt-

ober 2010 den Plänen der

Bundesregierung, noch 2011

mit einem bundesweiten Test

zu beginnen, eine Absage er-

teilt. Seitdem treibt der Bund

den Test in einer abgespeckten

Variante voran. Bereits im

Frühling 2011 könnten Mon-

stertrucks durch Hessen, Sach-

sen, Thüringen, Niedersachsen,

Schleswig-Holstein, Bayern

und Baden-Württemberg 

rollen. �

Saarland
La

n
d

e
sv

e
rb

a
n

d
 S

a
a

rl
a

n
d

6

> Polizeispiegel  |  März 2011

Sicherheitsrisiko Lang-Lkw: Neue Dimension im Straßenverkehr

Polizei, Autoclub und Bahnbündnis 
warnen vor Unfällen



Die erneute Rüge des Europäi-
schen Gerichtshofs für Men-
schenrechte an der Praxis der Si-
cherungsverwahrung in
Deutschland zwingt nach An-
sicht der Deutschen Polizeige-
werkschaft (DPolG) Bund und
Länder dazu, nun schnell speziel-
le Einrichtungen für psychisch
gestörte Täter zu schaffen.
DPolG-Bundesvorsitzender 
Rainer Wendt mahnt vor allem

die Länder, das Problem nicht

auf die lange Bank zu schieben.

„Die Bürgerinnen und Bürger ha-

ben ein Recht darauf, sicher und

angstfrei zu leben. Dazu gehört

es, den Schutz vor wissentlich ge -

fährlichen Menschen unter allen

Umständen zu gewährleisten.“

Wendt appelliert an die deut-

schen Gerichte, aufgrund der Rü-

ge aus Straßburg jetzt keine vor-

schnellen Entscheidungen zu
treffen, sondern alle Rechtsmög-
lichkeiten, die der Sicherheit der
Bevölkerung dienen, auszuschöp-
fen. „Es darf trotz der Ermahnung
Deutschlands keinen Automa-
tismus geben, Sicherungsver-
wahrte sofort zu entlassen. Die
Polizei ist auch kaum in der Lage
dazu, aus der Sicherungsverwah-
rung Entlassene und immer noch
gefährliche potenzielle Täter

rund um die Uhr zu überwachen.

Das gibt die personelle Situation

bei der Polizei einfach nicht her.

Die zu schaffenden Einrichtun-

gen müssen sich jedoch deutlich

vom Strafvollzug unterscheiden.

Wendt: „Es darf unter keinen

Umständen passieren, dass die

neue Art der Sicherheitsunter-

bringung wieder vom Europäi-

schen Menschenrechtsgerichts-

hof gerügt wird. Noch einen

Rückschlag kann sich Deutsch-

land nicht leisten. Die Sicherheit

der Bürgerinnen und Bürger ge-

nießt oberste Priorität. Das

heißt, es muss jetzt schnell, aber

mit Sorgfalt, das heißt gerichts-

fest, gehandelt werden.“ �
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„Die Polizei – Dein Freund und
Helfer!“ Dieses Motto ist allseits
bekannt und kann von jedem in
Anspruch genommen werden.
Aber auch Polizisten, Justizbe-
amte, Berufsfeuerwehrleute
und Sanitäter sind Menschen
wie Du und ich und brauchen
auch selbst Freunde und Helfer.

Schlimme Erlebnisse im Berufs-
und Privatleben verletzen Körper
und Seele und beeinträchtigen
nachhaltig die Einsatzmöglich-
keit im Dienst für die Mitmen-
schen. Aus eigener Erfahrung
wissen wir, dass Kolleginnen und
Kollegen oft mit ihren Sorgen
und Nöten in unserer Gesell-
schaft alleine gelassen werden.

Genau hier setzt das Engage-
ment unserer DPolG-Stiftung
an: Sie möchte Kolleginnen und
Kollegen helfen, durch Ruhe, Na-
tur und Erholung, fern ab vom
Alltag, zu neuen Kräften zu
kommen und sie somit unter-
stützen, die „Schutzweste für 
die Seele“ wieder zu stärken.

Die Häuser liegen in landschaft-
lich reizvoller Lage in Lenggries,
Fall am Sylvensteinsee und
Niedernach am Südufer des
Walchensees. Im Sommer wie
im Winter bieten sich hier am
Alpenrand eine Vielzahl von
Sport- und Ausflugsmöglichkei-
ten. Betroffene haben die Mög-
lichkeit, in den Einrichtungen

Europa rügt Sicherungsverwahrung in Deutschland

DPolG: Neuregelung muss 
endlich gerichtsfest sein

Stiftung der DPolG

Auch Helfer 
brauchen Hilfe



Ruhe und Erholung zu finden.
Egal zu welcher Jahreszeit, das
oberbayerische Voralpenland
mit seinen Bergen, Tälern, Wie-
sen und Flüssen bietet jederzeit
den passenden Ort, um in unbe-
rührter Natur zu neuen Kräften
für Körper und Seele zu gelangen!

Die Anzahl der Betroffenen, die
unsere Unterstützung benöti-
gen, steigt jährlich und ihnen
gebührt der absolute Vorrang in
den Unterbringungen. Sind die
Häuser nicht vollkommen aus-
gelastet, bietet sich Angehöri-
gen der in Stiftungszweck und
Stiftungszielen aufgeführten
Berufsgruppen wie Polizeibe-
schäftigte, Berufsfeuerwehren/
Rettungssanitäter und Justiz-
vollzugsbeamte (Strafanstalten)
die Möglichkeit, die Einrichtun-
gen für einen Urlaub zu nutzen.
Momentan stehen sieben Ferie-
nappartements und drei Bunga-
lows in Fall und drei Apparte-
ments in Lenggries zur Verfü-
gung. Ein weiteres Appartement
kommt in diesem Jahr hinzu.
Auch hofft die Stiftung, dass die
aufwändigen Umbau- und Re-
novierungsarbeiten am  Haus in
Niedernach in den nächsten Jah-
ren abschließen zu können.

Für Details bezüglich Ausstat-
tung der einzelnen Unterkünfte,

Preisen, Zeiträume und Ähnli-
chem setzen Sie sich bitte direkt
schriftlich oder telefonisch mit
dem Team der Geschäftsstelle in
Verbindung.

Kontakt:
Stiftung der DPolG
Wackersberger Str. 12, 
83661 Lenggries, 
Telefon: 08042.972520, 
Fax: 08042.972522, 
info@dpolg-stiftung.de
Bankverbindung: Sparda Bank
München eG, BLZ 700 905 00,
Konto 1 999 990

Auch einige Kollegen aus unse-
rem Bundesland haben  die Hilfe
und Unterstützung in Anspruch
genommen.

Nach dem Aufenthalt in einem
der Stiftungshäuser in Bayern,
meistens mit dem Lebenspart-
ner und den Kindern, waren alle
ausnahmslos mit den Leistun-
gen und dem Engagement der
Mitarbeiter sehr zufrieden. 

Die gemeinnützige Stiftung
braucht natürlich auch Hilfe und
ist auf Unterstützung angewie-
sen. Wer spenden möchte, kann
dies gerne unter der oben ange-
gebenen Bankverbindung tun.

Weitere Auskünfte erteilt 
auch die Landesgeschäftsstelle
der DPolG in Saarbrücken, 
Telefon: 0681.54552. �
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Wir gratulieren>

> Karl-Herrmann Wunn (rechts)

> Siegmund Rau (rechts)

> Informationsveranstaltung des dbb saar zum Thema:

„Sicherheit im Alltag“
7. April 2011, 16.00 Uhr
Arbeitskammer des Saarlandes – Großer Saal
Fritz-Dobisch-Str. 6 in 66111 Saarbrücken

> Täuschen, lügen, tricksen
> Wie gehen Täter vor?
> Wie erkennen Sie die Täter?
> Wie können Sie sich schützen?
> Was tun, wenn es doch passiert?

Referent: Rudi Schmidt, Senioren- und Sicherheitsbeauf-
tragter (früher Kontaktpolizist in St. Wendel)

Die Teilnahme ist für Mitglieder der dbb Fachgewerkschaf-
ten kostenlos. Eine Voranmeldung ist nicht erforderlich. �

> Vorankündigung

29. Fest mit der Polizei
am Samstag, den 21. Mai 2011, 20.00 Uhr
in der Riegelsberghalle

Programm:
> Edwina de Pooter, Sängerin und Entertainerin
> Big-Band des Polizeimusikkorps des Saarlandes

Eintritt:
Mitglieder frei 
Nichtmitglieder neun Euro

Wir freuen uns auf Euren Besuch!

Unsere Mitglieder
Siegmund Rau und
Karl-Herrmann
Wunn vollendeten
am 18. Januar 2011
beziehungsweise am 
2. Februar 2011 ih-
ren 60. Geburtstag.
Der Landesvorsitzen-
de der DPolG, Horst
Dörr, überbrachte
persönlich die bes -
ten Wünsche und
ein Präsent. �

zum Geburtstag ...

... im Monat März und Anfang April 2011:

11. 3. 2011 Markus Scherer 30 Jahre
21. 3. 2011 Werner Gemenig 60 Jahre
24. 3. 2011 Hartmut Oswald 67 Jahre
25. 3. 2011 Armin Pfeiffer 40 Jahre
27. 3. 2011 Karl-Heinz Fischer 82 Jahre
1. 4. 2011 Berno Scherer 62 Jahre


